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Mündlicher Bericht 
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über den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
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über den Ablauf der durch Kriegsvorschriften ge- 
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Berichterstatter: 
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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 675 — mit den aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen an- 
zunehmen. 

Bonn, den 9. März 1955 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über den Ablauf der durch Kriegsvorschriften ge- 
hemmten Fristen in der Sozial- und Arbeitslosen- 
versicherung 

- Drucksache 675 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(28. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Ablauf der durch 
Kriegsvorschriften gehemmten Fristen 
in der Sozial- und Arbeitslosenver- 
sicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

In § 2 des Gesetzes über den Ablauf der 
durch Kriegsvorschriften gehemmten Fristen 
in der Sozial- und Arbeitslosenversicherung 
vom 13. November 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) erhält Satz 3 folgende Fassung: 


„Sind Renten bisher abweichend hiervon fest- 
gestellt worden, so sind sie auf Antrag neu 
festzustellen, wenn dieser bis zum 30. ]uni 
1955 gestellt wird.“ 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt in Kraft. 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über den Ablauf der durch 
Kriegsvorschriften gehemmten Fristen 
in der Sozial- und Arbeitslosenver- 
sicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

In § 2 des Gesetzes über den Ablauf der 
durch Kriegsvorschriften gehemmten Fristen 
in der Sozial- und Arbeitslosenversicherung 
vom 13. November 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) 

1. werden in Satz 1 die Worte »als Soldat“ 
ersetzt durch die Worte „dem Deutschen 
Reich Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche 
Dienste geleistet haben . . 

2. erhält Satz 3 folgende Fassung: 

„Sind Renten bisher abweichend hiervon 
festgestellt worden, so sind sie auf Antrag 
neu festzustellen, wenn dieser bis zum 
31. Dezember 1955 gestellt wird.“ 

§2 

unverändert 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1953 in Kraft. 



